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Die Bundes- und die Pro­
vinzregierung unternehmen 

derzeit starke Anstrengungen 

infrastrukturelle Erschlie­
ßungsmaßnahmen in Sarawak 

voran zu treiben. Die vor allem 

den Straßenbau, aber auch die 

Wasserversorgung betreffen­

den Projekte erfordern staatli­

che Investitionen in Millionen­

höhe.
So Unterzeichnete die Re­

gierung Sarawaks einen Ver­

trag über 581 Millionen Ringgit 

mit dem Unternehmen PPES 

Works (Sarawak) Sdn Bhd. 

zum Zweck des Baus einer 187 

Kilometer langen Küstenstraße 

von Tanjung Kidurong über 

Suai nach Bakam. Bei der 
Vorstellung dieses Vorhabens 

sagte der für Sarawak zustän­

dige Minister für Infrastrukturel­

le Entwicklung und Kommuni­

kation, Wong Soon Koh, dass 

eine dringende Notwendigkeit 

bestehe in Zukunft auch die 

Städte Limbang und Lawas in 
Sarawaks nördlichster Region 

an das Straßennetz anzubin­

den. Noch sei diese Straße 

kein Teil des achten Malay­

siaplans, sie sollte aber in den 

abschließenden Plan aufge­

nommen werden, so Wong

Soon Koh, welcher weiterhin 

deutlich machte, dass die 

Strasse um Brunei Darussalam 

herumführen müsse. Als Grund 
führte er an, dass Brunei genau 

zwischen Sarawak und Sabah 

liege und derzeitige Limbang- 

oder Lawasreisende entweder 

von Miri oder Labuan zu ihrem 

Zielort fliegen oder Brunei 

durchqueren müssen, eine in­

nermalaysische direkte Verbin­
dung bisher aber nicht beste­

he.

PPES Works hat auch die 
Federführung bei weiteren, 

bereits laufenden Straßenbau­

projekten. Im September 2001 

begann die Firma mit dem Bau 

eines Küstenstraßenstückes 

von Sematan im Süden Sara­

waks nach Bakam und Miri im 

Norden. Der zeitliche Rahmen 
sieht eine Fertigstellung inner­

halb von 48 Monaten vor. Paral­

lel arbeitet PPES Works noch 
an anderen Küstenstraßenab­

schnitten, deren Bauende in 36 

Monaten vorgesehen ist.

Von der Bundesregierung 

durch einen Entwicklungsfond 

finanzierte Wasserversor- 

gungs-projekte in der Region 

Kapit sind zu etwa 30 Prozent 

abgeschlossen, so Amtsarzt

Dr. Peter Lee Fuei Siong. Etwa 

1,2 Millionen Ringgit wurden 

von ihr, unter Auflage der Fer­

tigstellung bis Ende des Jahres 

2001, für ländliche Wasserver­
sorgungsprojekte bereitge­

stellt. Da viele Langhäuser 

schon über eine Wasserver­

sorgung durch Hangwasserzu­

leitung verfügen, wurde der 

Schwerpunkt der Projekte auf 
den Ersatz von schon vorhan­

denen Rohrleitungen insbe­

sondere bei neugebauten 

Langhäusern gelegt. Jedes 

dieser praktizierten Bewässe- 

rungs-projekte kostet zwischen 

15.000 und 20.000 Ringgit.
Im Verwaltungsbezirk Sara- 

tok verpflichtete sich die Regie­
rung zu Ausgleichszahlungen 

in Höhe von 4,7 Millionen 

Ringgit an 713 im Rahmen von 
Entwicklungsprojekten enteig- 

nete Landbesitzer. Die Land­

flächen wurden für die Anbin­
dung einer Torfübergabestati­

on an das Straßennetz, sowie 

für den Bau eines 37,5 Kilome­

ter langen Drainage- und Be­

wässerungssystems benötigt. 

vgl. Sarawak Tribüne, 18.11. 2001

Stimmungslage zu Terrorismus und Afghanistan

Premierminister Mohamad 

Mahathir und vielen anderen 

Malaysiern erscheint der Krieg 

der USA gegen den Terroris­

mus immer mehr wie ein Krieg 

gegen Muslime. Grund zu der 

Annahme gebe der Tatbe­

stand, dass nur muslimische 

Terroristen verfolgt würden, so 

Mahathir. Diesem Eindruck 

könne nur entgegengewirkt 

werden, indem gegen alle 

Terroristen, auch solche, die 
Muslime bedrohen und töten, 

vorgegangen werde. In Malay­

sia herrscht auch Verwunde­
rung darüber, dass die Täter 

der Milzbrandanschläge, hinter 

denen Mahathir und andere 

islamische Staatschefs Chris­

ten vermuten, immer noch 

nicht überführt sind, während 

die Ermittlung der — islami­
schen — Flugzeugattentäter 

nicht lange auf sich warten ließ. 

Darüber hinaus kritisierte der

malaysische Premier, dass die 

USA in Afghanistan Bomben 

auf unschuldige Zivilisten wür­

fen und über weitere Angriffe 

auf andere islamische Staaten 

wie den Irak oder den Sudan 

debattierten, während die 

Bush-Administration den Ver­

handlungen im Nahost-Konflikt, 
welcher nach Mahathirs An­

sicht Ursache für den Terror ist, 

fortwährend nahezu keine Be­
achtung schenkte.

Außerdem betonte der 

Staatschef, dass die Schläge 

auf Afghanistan nicht zu einer 
Schwächung des Terrorismus 

führten, sondern den Hass und 

die Verzweiflung der Muslime 

nur verstärken, und damit den 

Terrorismus letztlich fördern 

würden. Auch die neue 

Visapflicht der USA für Einrei­

sende aus größtenteils musli­

mischen Staaten trifft in Malay­

sia auf Wut, Empörung und

Unverständnis. Viele Malaysier 

halten diese Verschärfung für 

eine Reaktion der USA auf die 

geäußerte Kritik Malaysias an 

den Bombardements auf Af­

ghanistan. Der malaysische 

Außenminister Syed Hamid 

Abbar teilte nach einer zweitä­

gigen innermalaysischen Kon­

ferenz zum Terrorismus am 18. 

November 2001 mit, dass der 

Beschluss sich seiner Ansicht 

nach gegen islamische Staaten 

richte und dass er hoffe, dass 

die USA — wichtiger malaysi­

scher Haupthandelspartner — 

diese Regelung noch einmal 

überdächten, da sie letztend­
lich zu negativen Begleiter­

scheinungen führe. 
vgl. malaysiakini, 16.11.2001; The 

Straits Times, 19.11.2001
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Beziehungen zu 

Marokko

Malaysia und Marokko Un­

terzeichneten am 13. Novem­

ber 2001 in Malaysia drei 
Übereinkommen, in welchen 

sie sich zu einer stärkeren bila­

teralen Kooperation in wirt­

schaftlichen, technischen und 

kulturwissenschaftlichen Fra­
gen verpflichten. Weiterhin ka­

men sie überein, den zwi­

schenstaatlichen Handel aus­

zubauen. Derzeitig verzeichnet 
Malaysia im Marokkohandel 

einen Handelsüberschuss von 

86 Millionen Ringgit.
vgl. malaysiakini, 13.11.2001

Umweltbelastung 

durch Pestizide

Illegale höchst giftige Pesti­

zide wie Methomyl und Oxamyl 

im Wert von 19 Millionen 

Ringgit sind dieses Jahr aus 
den Nachbarstaaten, haupt­

sächlich aus Thailand, nach 

Malaysia geschmuggelt wor­

den. Die giftigen Stoffe werden, 

unwissend ihrer toxischen Wir­

kung, von Farmern weiterver­

breitet, die für den lokalen 

Markt produzieren. Der Gene­

raldirektor der Landwirt­

schaftsbehörde Dr. Zulkifli 

Kamaruzzaman, beschreibt die 

Situation als ernst. Die Gifte 
gelangen durch die Anwen­

dung in Böden sowie Grund- 
und Fließgewässer und können 

beim Menschen zu Herzrhyth­

musstörungen, Reak­
tionsbeeinträchtigungen, Seh­

störungen, Muskelkrämpfen 

und anderen Beschwerden 

führen.

vgl. New Straits Times, 19.11.2001
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Illegale Einwanderer und Gastarbeiter
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Bekämpfung

des

Terrorismus 

in der Region

Obwohl Malaysia — bei al­
lem Bedauern über die Opfer 

des Terroranschlages vom 
11. September 2001 in New 

York — im Gegensatz zu Sin­

gapur, das den USA seine 

unein-geschränkte Solidarität 

ausgedrückt hat, die Militär­

schläge gegen Afghanistan 

für unangebracht und dem 

Terrorismus förderlich hält, 

sind sich beide Staaten im 

Kampf gegen den Terroris­

mus der Region einig gewor­

den.

Der Premierminister Singa­

purs Goh Chok Tong und 

der stellvertretende Premier­

minister Malaysias Abdullah 

Badawi haben sich am 10. 

November 2001 über eine en­

ge Zusammenarbeit in der 

Terrorismusbekämpfung und 

über einen umfassenden 

Wissensaustausch verstän­

digt, um die terroristischen 

Zellen in der Region zu zer­

schlagen.

Auch Premierminister Ma- 

hathir Mohamad unterstrich 

am gleichen Tag noch einmal, 

dass die Regierung gegen die 

islamischen Extremisten im 

eigenen Land scharf vorgehen 

werde, um keine Verhältnisse 

wie in Afghanistan erwachsen 

zu lassen, denn in Malaysia 

solle, so Mahathir, niemand 

so unterdrückt und schikaniert 
werden wie die Menschen 

dort.

vgl. malaysiakini, 11.11.2001

Über den Vorwurf des indo­

nesischen Arbeits- und Transmi­

grationsministers Jakob Nuwa, 

der mit seiner Aussage, malay­

sische Unternehmer bevorzug­

ten illegale Arbeitskräfte aus 

Gründen der Kostenersparnis 

und würden daher als Pullfaktor 

für den Zuzug betreffender Per­

sonen fungieren, eine Diskussi­

on in Malaysia ausgelöst hat, 

empörte sich der Verwaltungs­

direktor des malaysischen Ar­

beitgeberverbandes (MEF) 

Shamsuddin Bardan am 16. 

November 2001 stark. Er sagte, 

dass er sich der großen Zahl il­

legaler Arbeiter in Malaysia be­

wusst sei, dass aber die meis­

ten von ihnen nicht im formellen 

Sektor, sondern im informellen 

Sektor organisiert und beschäf­

tigt seien. Malaysische Arbeit­

geber haben im Falle der Be­

schäftigung illegaler Einwande­

rer mit Geldstrafen von 10.000 

Ringgit oder fünf Jahren Ge­

fängnis zu rechnen, so Sham- 
suddin.Auch hält er eine Ver­

schlimmerung der Lage durch 

die gegenwärtig schlechte 

Wirtschaftslage und damit ein­

hergehenden Entlassungen le­

galer Gastarbeiter ebenfalls für 

ausgeschlossen , da malaysi­

sche Arbeitgeber bei der Be­

schäftigung von Gastarbeitern 

pflichtgebunden sind, diese, 

wenn ihre Dienstleistungen 

nicht mehr nachgefragt wer-

Mit der Schlüsselübergabe 

durch Premierminister Dr. Ma­

hathir Mohamad für ihre neuen 
Bungalows begann in den Wäl­

dern um Bukit Lanjan für die 

dort bisher weitgehend tradi­

tionell lebenden Orang Asli ei­

ne neue Zeitrechnung.

Die Bewohner des 147 Haus­

halte zählenden Dorfes haben 

nun, seit dem 16.11.2001, die 
Wahl, ihre kulturspezifischen 

Langhäuser entweder gegen 

eingeschossige Vierraumbun­

galows oder sich im nahen Sun- 

gai Buloh befindende zweistö­

ckige Mietswohnungen einzu­

tauschen. Die neue Gemeinde 

Bukit Lanjan, deren Häuser 

demnächst bezugsfertig sind, 

umfasst 18 Hektar — insge­
samt nehmen die neuen Dörfer 

der Orang Asli eine Fläche von

den, in ihr Heimatland zurück­

zuschicken. Ganz anderer Mei­

nung ist hingegen der General­

sekretär des malaysischen Ge­

werkschaftskongresses (MTUC) 

S Rajasekaran, weicher die Aus­

sage des indonesischen Minis­

ters bestätigt. Jedoch trägt nach 

seiner Ansicht Indonesien eine 

erhebliche Mitschuld, da der 

Staat nur sehr ungenügende 

Kontrollmechanismen für eigene 

in anderen Ländern arbeitsu­

chende Staatsangehörige hat. 

Rajasekaran spricht sich dafür 

aus, das Problem der Beschäf­

tigung illegaler Zuwanderer auf 

beidseitiger Regierungsebene 

zu behandeln und fordert die 

malaysische Regierung dazu 

auf, dem Zustrom von illegalen 

Einwanderern einen Riegel vor­

zuschieben, sowie keine Gast­
arbeiter bzw. Saisonarbeiter 

mehr zuzulassen. Bisher erlaubt 

die malaysische Regierung 

fremden Arbeitskräften in sai­

sonabhängigen Arbeitszweigen 

wie Landwirtschaft und Bau­

wesen ein Auskommen zu fin­

den. Aus Kreisen des Arbeits­

ministeriums verlautbarte, dass 

zwischen 600.000 und 700.000 

Gastarbeiter im Land beschäf­

tigt sind, und die Zahl der sich 

unerlaubt in Malaysia aufhal­

tenden Arbeiter um ein Vielfa­

ches höher ist.

Einige Gewerkschaftler sind 

gegen die von ihrem General-

323 ha ein. Jede Familie be­

kommt neben einer neuen Un­

terkunft eine Entschädigung 

von 300 Ringgit sowie einen 

monatlichen Zuschuss zu den 

Lebenshaltungskosten in Höhe 

von 500 Ringgit. Die Staatsre­

gierung hat rund 70 Mio. Ring­

git für den Häuserbau und Auf­

bau weiterer kommunaler Ein­

richtungen bereit gestellt. Da­

von sind 7,9 Mio. in einem 

Fonds zur Ausbildung der Kin­

der festgelegt. Zeuge der An­

strengungen im Bildungsbe­

reich ist die schon seit 1999 be­

stehende Grundschule in Bukit 

Lanjan, zu der im nächsten Jahr 

noch ein Kindergarten sowie ein 

Museum und eine Mehrzweck­

halle hinzukommen sollen.

Die von offizieller Seite zu 

vernehmenden Verlautbarun­

sekretär präferierte Vorge­

hensweise und begründen dies 

damit, dass die Gehälter in 

diesen Arbeitszweigen nicht 

attraktiv für Malaysier sind. 

Rajasekaran und seine Anhän­
ger sehen die Ursache für den 

Lohnverfall jedoch gerade in 

dem Zustrom von Gast- und 

Saisonarbeitern. Auch der Ver­

waltungsdirektor des Malaysi­

schen Instituts für Wirtschafts­

forschung (MIER) Dr Mohamed 
Ariff vertrat am 17. Juli 2001 auf 

dem alljährlichen Wirtschafts­

kongress in Kuala Lumpur die 

Ansicht, dass die Gastarbeiter­

politik der malaysischen Regie­

rung falsch sei, wobei er seine 

Meinung mit etwas anderen 

Argumenten als S Rajasekaran 

unterlegte. Als Wirtschaftswis­

senschaftler führte er sowohl 
die Steigerung der sozialen 

Kosten als auch einen seit dem 
verstärkten Rückgriff auf aus­

ländische Arbeitnehmer zu be­

obachtenden Produktivitätsab­
fall in den betroffenen Arbeits­

zweigen an. Letzteren begrün­

dete er damit, dass die im Ver­

hältnis zu den kostenintensive­
ren Mechanisierungs- und Au­

tomatisierungsmaßnahmen 

geringen Lohnkosten die Ar­

beitgeber daran hinderten, auf 

die Zukunft ausgerichtete In­

vestitionen zu tätigen.

vgl. malaysiakini, 16.11.2001;

17.07.2001

gen, dass die Betroffenen die 

Umsiedlung als positiv bewer­

ten und sich auf ihr neues Zu­

hause freuen, stützen sich auf 

die Hoffnung der Orang Asli, 

dort moderner — der nahege­

legene Ort Bandar Utama ver­

einfacht unter anderem das 

Einkäufen — und gleichzeitig 

ihren Traditionen entsprechend 

leben zu können. Der Schutz 

und die Achtung der Natur sind 

ebenso wie eigene Formen von 

Musik, Tanz und Sprache 

Ausdruck ihrer Kultur. Der tra­

ditionelle Temuan Dialekt soll 

lebendig bleiben und daher 
sowohl den eigenen Kindern 

als auch nicht zur Ethnie der 

Orang Asli gehörenden Schul­

kindern in Bukit Lanjan gelehrt 

werden.

vgl. NewStraits Times, 17.11.2001 
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